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Hinweise, textliche Festsetzungen und Begründung 
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1. Allgemeine Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
§ 9 (6) BBauG 

1.1 Das Fernmeldeamt Hanau ist mind .. 6 Monate vor Be­
ginn von Baumaßnahmen zu unterrichten, damit die 
erforderlichen Arbeiten fOr den Schutz und die 
Erweiterung der Fernmeldeanlagen rechtzeitig vor­
bereitet und durchgefOhrt werden kHnnen. 

1.2 In den Niederungsgebieten kHnnen aufgrund des ho~h­
stehenden Grundwassers und der geringen Tragfähig­
keit oberflächennaher Bodenschichten bautechnische 
Probleme auftreten. 

1.3 Nach§ 20 DSchG sind dem Landesamt fQr Denkmal­
pflege Hessen, Außenstelle Darmstadt, oder dem 
Stadtplanungsamt - Untere DenkmalschutzbehHrde -
alle bei Erdarbeiten auftretenden Funde wie 
Mauern, Scherben, Skelette etc. unverzUglich an­
zuzeigen. Die Funde und Fundstellen sind in un­
verändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter 
Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 

1.4 FUr das Plangebiet ist ein baureifer Wasserver­
sorgungsentwurf zu er~tellen, der der Genehmigung 
nach§ 44 HWG durch die WaseerbehHrde bedarf. 

1.5 Die Veränderung der vorhandenen Gräben bedarf einer 
wasserrechtlichen Genehmigung. 

1.6 Vom Ammelbach kann eine Hochwassergefährdung aus­
gehen. 

1.7 In allen Straßen und Weg~n sind geeignete und aus­
reichende Trassen für Fernmeldeanlagen, fOr die 
Stromversorgung sowie für Gas- und Wasserversor­
gung freizuhalten. 

1.8 Der Einbau von Lagertanks bzw. die Lagerung wasser­
gefährdender Stoffe ist gemäß§ 26 HWG rechtzeitig 
vor Baubeginn der Unteren WasserbehHrde anzuzeigen. 
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2. Festsetzungen nach Bundesrecht(§ 9 u. 9a BBauG, BauNVO) 

2.1 Für das Plangebiet werden alle früheren planun~srecht­
lichen Festsetzungen, die diesem Bebauungsplan wider­
sprechen, aufgehoben. 

2.2 Die notwendigen Stellplätze und Garagen sind nur inner­
halb der gekennzeichneten Flächen oder innerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig. Die Garagen sind anein­
ander anzupassen. 

2.3 Von den nicht überbauten Grundstücksflächen sind im 
Allgem~inen Wohngebiet mind. 70 %, im Mischgebiet 
mind. 40 % als Grünfläche anzulegen und zu unterhalten. 
Mindestens 25 % dieser Grünflächen sollen mit Bäumen 
und Sträuchern bepflanzt werden. Ein Baum mit einer 
Wuchserwartung van mind. 4 m Höhe entspricht einer 
Fläche van 25 qm, 1 Strauch 1 qm. 

Vorgärten sind als zusammenhängende Gr□ nflächen zu ge­
stalten. In jedem Vorgarten ist mindestens 1 Baum zu 
pflanzen. Stellplätze sind im Vorgarten außerhalb 
der Garagenzufahrt nicht zulässig. 

2.4 In Bereichen, in denen der Bebauungsplan die Geschoß­
zahl II als Hßchstwert ausweist, sind max. zwei Wohn­
nungen pro Wohngebäude zulässig. 

3. Festsetzungen nach Landesrecht(§ 9 (4) BBauG, § 118 HBD) 

3. 1 Die Sacke lhahe der Gebäude, gemessen zwischen der Hinterkante 
der öffentlichen Erschließungsfläche und Oberkante 
Erdgeschoß-Fußboden, darf a,6 Meter nicht überschreiten. 
Ausnahmsweise kann eine größere Sockelhöhe zugelassen 
werden, wenn sie f □ r die Abwasserleitung oder aufgrund 
der Bodenbeschaffenheit erforderlich ist. In diesem 
Fall ist das Gelände zum Gebäude hin so anzuböschen, 
daß nur die als Höchst&&1ert v~:m o ,6 m festgesetze Sockel­
höhe sichtbar bleibt. 

3.2 Dachaufbauten (Gauben etc.) dürfen höchstens 2/3 der 
Dachlänge einnehmen; sie sind zulässig bei nur einge­
schossigen Häusern und bei z&&1eigeschassigen Häusern 
ohne Kniestock. Die Höhe des Kniestacks darf o,75 
Meter van Oberkante Fertigdecke bis Oberkante Dach­
deckung, gemessen an der Hausaußenwand, nicht über­
schreiten. 
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3.3 Alle Rad- und Fußwege im Kleingarten- und Spiel­
platzbereich sind in ihrer Oberfläche aus wasser­
durchlässigen Materialien herzustellen (z.B. Kies, 
Rasenverbundstein, Pflaster etc.). Diese Wege 
sind so zu profilieren, daß das Oberflächenwasser 
seitlich in die GrOnanlage abfließen kann. 

3.4 Der vorhandene Bewuchs ist soweit wie mHglich 
zu schonen. Gesunde Bäume mit mehr als 60 cm 
Stammumfang - gemessen in 1 m Hahe - sind zu er­
halten. Hiervon sind Obstbäume - abgesehen van 
Schalenobst (z.B. Walnuß und Eßkastanie) -
ausgenommen. Falle durch die Erhaltung dieser 
Bäume die Durchführung zulässiger Bauvorhaben un­
zumutbar erschwert wird, sind Ausnahmen zulässig, 
wenn an anderer Stelle des Grundstücks f□ r eine an­
gemessene Ersatzpflanzung Sorge getragen wird. 

Auf Hffentlichen und privaten Stellplätzen oder an­
deren PKW-Stellflächen ist jeweils fOr 5 Stell­
plätze auf Pflanzstreifen oder Pflenzinseln mind. 
je ein Baum zu pflanzen und zu unterhalten. 

3.5 GrundstOckeeinfriedigungen im We= und MI=Gebietsbe­
reich sind an den seitlichen und hinteren Grenzen 
aus Maschendrahtzaun oder als Holzlattenzaun mit 
einer HHhe von max. 1,5o Meter zulässig. Die Ein­
friedigungen zur Straße dOrfen eine HHhe von 1,10 m 
nicht Obersehreiten. 

3.6 Bei Doppelhäusern sind die Dachneigung und die 
Dachdeckung der beiden Hausteile einander anzu­
gleichen. 

3.? Sicht,echutzw~nda .~ei Doppelhf§usern sind nur an den Grund­
stOcksgrenzen zwischen den beiden Hausteilen zu-
lässig. Ihre GrHß~ darf 3,5-Meter Länge und 2, 5 
Meter HHhe nicht Obersehreiten. Ale sonstige Ein­
friedigung sind Sichtschutzwände nicht zulässig. 
An den hinteren GrundstOcksgrenzen zur Grünanlage 
sind keine Gartentoren zulässig. 

3.8 FOr die Flächen f□ r Dauerkleingärten gelten fol­
gende Festsetzungen 
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3.8.1 Die Gartenhäuser sind in Holz- oder Stein­
bauweise herzustellen. 

3.8.2 Gartenhäuser sind mit genei~ten Dächern auezu­
fOhren. Die Mindestneigung beträgt 100. 

3.8.3 Die Gartenhäuser sind Naturfarben oder in ge­
deckten Farbt6nen anzulegen. 

3.8.4 Gartenhäuser dürfen h5chstens 15 qm Grundflä~he 
und 6 qm überdachter Freisitz haben. 

3.8.5 Ein Kleingarten darf nicht grHBer als 300 qm 
sein. 

3.8.6 Im Bebauungsplanbereich mit Ausnahme der Klein­
gärten sind folgende Gehalze zu verwenden : 

I. Hochstämme 

Acer pseudoplatanus 
- Bergahorn -
Acer campestre 
- Feldahorn -
Betula verrucosa 
- Sandbirke -
Carpinus betulus 
- Hainbuche -
Tilia intermedia 
- Holländische Linde -
Fraxinus ornus 
- Blumenesche -
Alnus incana 
- Grauerle -
Aesculus hippocostanum 
- Roßkastanie -

II. Großsträucher und Unterpflanzung 
Acer campestre 
- Feldahorn -
Alnus incana 
- Grauerle -
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Cerpinus betulus 
- Hainbuche -
Cornue mae 
- Cornelkirche -
Cornus eanguinea 
- Rater Hartriegel -

Cornus avellana 
- Waldhasel -

Ligustrum vulgare 
- Gemeiner Liguster -

Lanicera xyloeteum 
- Gemeine Heckenkirsche -
Prunus mahaleb 
- Weichselkirsche -
Prunue serotina 
- Späte Traubenkirsche-

Quercus pendunculata 
- Stieleiche -
Rosa rubrifolie 
- Bleue Hechtroee -

Rosa spinosiesima 
- Dünenroee -

Rubus fruticosus 
- Wild· Brombeere -

Sarbus aria 'Magnifica' 
- Mehlbeere -

Salix ceprea 
- Salweide -
Ribes elpinum 
- Alpenjohannisbeere -
Symphoricerpoe recemosue 
- Gemeine Schneabeere -

Viburnum lantana 
- Wolliger Schneeball -
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